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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über die Aufhebung von Vorschriften auf dem Gebiet 
des Handelsrechts, des Genossensdiaftsrechts und des 
Wechsel- und Scheckrechts 
(Handelsrechtliches Bereinigungsgesetz) 

- Nr. 447 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des 23. Aussdiusses 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Aufhebung von Vor- 
schriften auf dem Gebiet des 
Handelsredits, des Genossen- 
schaftsrechts und desWechsel- 
und Sdiedcrechts (Handels- 
rechtliches Bereinigungs- 
gesetz) 

Der Bundestag hat das fol- 
gende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Aufhebung von 
Vorschriften 

§ 1 

Abs. 1 
I. 

n. 

III. Im Lande Baden 

a) die Ziffer 2 der Rechtsanord- 
nung über die Wiedereröffnung 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Aufhebung von Vor- 
schriften auf dem Gebiet des 
Handelsrechts, des Genossen- 
schaftsrechts und des Wechsel- 
und Scheckrechts (Handels- 
rechtliches Bereinigungs- 
gesetz) 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Aufhebung von Vorschriften und 
Einzelmaßnahmen 

§ 1 

Aufhebung von Vorschriften. 

Unverändert. 

Unverändert. 

Unverändert. 

III. Im Lande Baden 

a) die Ziffer 2 der Rechtsanord- 
nung über die Wiedereröffnung 
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Entwurf 

der Handels-, Vereins-, Genos- 
senschafts-, Güterrechts- und 
Musterregister vom 23. Juli 
1946 (Amtsblatt der Landes- 
verwaltüng Baden S. 42), so- 
weit sie weitere Vorschrif- 
ten über die Eintragung in das 
Handelsregister und das Ge- 
nossenschaftsregister, über die 
Mitteilung von solchen Ein- 
tragungen, über die Erteilung 
von Auszügen aus diesen Re- 
gistern und die Einsicht in 
diese Register als die unter 
Buchstabe a) bis h) der 
Ziffer 2 ausdrücklich 
aufgeführten Vor- 

schriften für nicht 
mehr anwendbar er- 
klärt hat; 

b) die Rechtsanordnung über 
öffentliche Bekanntmachungen 
vom 23. Juli 1946 (Amtsblatt 
der Landesverwaltung Baden 
S. 55); 

IV. Im Lande Rheinland-Pfalz 

die Ziffer 2 der Rechtsanord- 
nung über die Wiedereröffnung 
der Handels-, Vereins-, Genos- 
senschafts-, Güterrechts- und 
Musterregister vom 31. August 
1946 (Amtliche Mitteilungen 
des Oberregierungspräsidiums 
Hessen-Pfalz S. 524), soweit sie 
weitere Vorschriften über 
die Eintragung in das Handels- 
register und das Genossen- 
schaftsregister, über die Mit- 
teilung von solchen Eintragun- 
gen, über die Erteilung von 
Auszügen aus diesen Registern 
und die Einsicht in diese Re- 
gister als die unter Buch- 
stabe a) bis h) der Ziffer 
2 ausdrücklich aufge- 
führten Vorschriften 
für nicht mehr anwend- 
bar erklärt hat; 

V. Im Lande 
Württemberg-Hohenzollern 

die Ziffer 2 des Erlasses der 
Landesdirektion der Justiz 
über die Wiedereröffnung der 
Handels-, Vereins-, Genossen- 
schafts-, Güterrechts- und Mu- 
sterregister vom 14. August 
1946 (Amtsblatt des Staats- 
sekretariats für das französisch 
besetzte Gebiet Württembergs 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

der Handels-, Vereins-, Genos- 
senschafts-, Güterrechts- und 
Musterregister vom 23. Juli 
1946 (Amtsblatt der Landes- 
verwaltung Baden S. 42), so- 
weit sie Vorschriften über die 
Eintragung in das Handelsre- 
gister und das Genossenschafts- 
register, über die Mitteilung 
von solchen Eintragungen, über 
die Erteilung von Auszügen 
aus diesen Registern und die 
Einsicht in diese Register be- 
trifft; 


b) die Rechtsanordnung über öf- 
fentliche Bekanntmachungen 
vom 23. Juli 1946 (Amtsblatt 
der Landesverwaltung Baden 
S. 55); 

TV. Im Lande Rheinland-Pfalz 

die Ziffer 2 der Rechtsanord- 
nung über die Wiedereröffnung 
der Handels-, Vereins-, Genos- 
senschafts-, Güterrechts- und 
Musterregister vom 31. August 
1946 (Amtliche Mitteilungen 
des Oberregierungspräsidiums 
Hessen-Pfalz S. 524), soweit sie 
Vorschriften über die Eintra- 
gung in das Handelsregister 
und das Genossenschaftsregi- 
ster, über die Mitteilung von 
solchen Eintragungen, über die 
Erteilung von Auszügen aus 
diesen Registern und die Ein- 
sicht in diese Register betrifft; 


V. Im Lande 
Württemberg-Hohenzollern 

die Ziffer 2 des Erlasses der 
Landesdirektion der Justiz 
über die Wiedereröffnung der 
Handels-, Vereins-, Genossen- 
schafts-, Güterrechts- und Mu- 
sterregister vom 14. August 
1946 (Amtsblatt des Staatsse- 
kretariats für das französisch 
besetzte Gebiet Württembergs 
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Entwurf 

und Hohenzollern S. 237), so- 
weit sie weitere Vorschrif- 
ten über die Eintragung in das 
Handelsregister und das Ge- 
nossenschaftsregister, über die 
Mitteilung von solchen Eintra- 
gungen, über die Erteilung von 
Auszügen aus diesen Registern 
und die Einsicht in diese Re- 
gister als die unter Buch- 
stabe a) bis h) der Zif- 
fer 2 ausdrücklich auf- 
geführten Vors ch rit- 
ten für nicht mehr an- 
wendbar erklärt hat; 

VL 


(2) Die auf Grund der Verord- 
nung über die Befreiung von der 
Einhaltung handelsrechtlicher 
Vorschriften vom 15, Januar 1940 
(RGBL I S. 196) erlassenen ab- 
weichenden Anordnungen sowie 
die auf Grund der Verordnung 
über weitere Maßnahmen auf 
dem Gebiet des’ Handelsrechts 
während des Krieges vom 4. Ok- 
tober 1940 (RGBL I S. 1337) er- 
teilten Befreiungen und Verbote 
treten gleichzeitig außer Kraft; 
Befreiungen für Jahresbilanzen 
und Gewinn- und Verlustrech- 
nungen vor der Reichsmark- 
schlußbilanz bleiben unberührt. 
Die auf Grund der Verordnung 
über die Befreiung von der Ein- 
haltung firmenrechtlicher Vor- 
schriften bei der Heimkehr 
Volksdeutscher ins Reich vom 
18, April 1940 (RGBL I S. 668) 
sowie die auf Grund der Dritten 
Verordnung über weitere Maß- 
nahmen auf dem Gebiet des 
Llandelsrechts während des Krie- 
ges vom 13, Juni 1941 (RGBL I 
S. 318) erteilten Ausnahmebe- 
willigungen werden durch die 
Aufhebung der Verordnungen 
nicht berührt. 

(3) Die vom Registerrichter nach 

§ 1 der Sechsten Verordnung 

über weitere Maßnahmen auf 
dem Gebiet des Handelsrechts 
während des Krieges vom 9. De- 
zember 1943 (RGBL I S. 672) er- 
teilten Genehmigungen verlieren 
drei Monate nach Inkrafttreten 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

und Hohenzollern S, 237), so- 
weit sie Vorschriften über die 
Eintragung in das Handelsregi- 
ster und das Genossenschafts- 
register, über die Mitteilung 
von solchen Eintragungen, über 
die Erteilung von Auszügen 
aus diesen Registern und die 
Einsicht in diese Register be- 
trifft; 


Unverändert. 

§ la 

Aufhebung 

von Einzelmaßnahmen 

(1) Die auf Grund der Verord- 
nung über die Befreiung von 
der Einhaltung handelsrechtlicher 
Vorschriften vom 15. Januar 1940 
(RGBL I S. 196) erlassenen ab- 
weichenden Anordnungen sowie 
die auf Grund der Verordnung 
über weitere Maßnahmen auf 
dem Gebiet des Handelsrechts 
während des Krieges vom 4. Ok- 
tober 1940 (RGBL I S. 1337) er- 
teilten Befreiungen und Verbote 
treten gleichzeitig außer Kraft; 
Befreiungen für Jahresbilanzen 
und Gewinn- und Verlustrech- 
nungen vor der Reichsmark- 
schlußbilanz bleiben unberührt. 

(2) Die auf Grund der Verord- 

nung über die Befreiung von der 
Einhaltung firmenrechtlicher 

Vorschriften bei der Heimkehr 
Volksdeutscher ins Reich vom 
18. April 1940 (RGBL I S. 668) 
sowie die auf Grund der Dritten 
Verordnung über weitere Maß- 
nahmen auf dem Gebiet des Han- 
delsrechts während des Krieges 
vom 13. Juni 1941 (RGBL I 
S. 318) erteilten Ausnahmebewil- 
ligungen werden durch die Auf- 
hebung der Verordnungen nicht 
berührt. 

(3) Die vom Registerrichter nach 
§ 1 der Sechsten Verordnung 
über weitere Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Handelsrechts 
während des Krieges vom 9. De- 
zember 1943 (RGBL I S. 672) er- 
teilten Genehmigungen verlieren 
drei Monate nach Inkrafttreten 
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Entwurf 

dieses Gesetzes ihre Wirksam- 
keit. Der Registerrichter kann 
aus besonderen Gründen auf An- 
trag einen bis zu drei Monaten 
späteren Zeitpunkt festsetzen. 

Artikel II 

Ergänzungs- u. 

Ubergangsvorschriften 

§ 2 
§ 3 

§ 4 

Zum Recht der Gesell- 
schaft mit beschränkter 
Haftung 

(1) Die Liste der Gesellschafter 
(§ 40 des Gesetzes betr. die Ge- 
sellschaften mit beschränkter 
Haftung) ist spätestens bis zum 
31. Januar 1951 wieder zum Han- 
delsregister einzureichen. 

(2) Kann ein Gesellschafter, weil 
er sich in Kriegsgefangenschaft 
befindet, zu der Gesellschafter- 
versammlung einer Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung nicht 
durch eingeschriebenen Brief ge- 
laden werden und ist die Be- 
stellung eines zur Entgegen- 
nahme der Ladung berechtigten 
Pflegers nach den Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
nicht möglich, so kann auf An- 
trag eines Beteiligten das Re- 
gistergericht des Sitzes der Ge- 
sellschaft einen Vertreter zur 
Entgegennahme der Ladung und 
zur Ausübung der Rechte des Ge- 
sellschafters bei der Beschluß- 
fassung bestellen. Der Vertreter 
kann auch zur Ausübung sonsti- 
ger, dem Gesellschafter in bezug 
auf die Führung der Geschäfte 
zustehender Rechte ermächtigt 
werden. Die Vertretung ist auf- 
zuheben, wenn das Bedürfnis 
weggefallen ist. Die Wirksam- 
keit der von oder gegenüber 
dem Vertreter vorgenommenen 
Rechtshandlungen kann nicht 
deshalb in Frage gestellt werden, 
weil die Voraussetzungen der Be- 
stellung nicht Vorgelegen haben. 
Ist ein Vertreter oder ein Pfle- 
ger bestellt, so kann das Re- 
gistergericht die Frist, mit der 
die Ladung des Vertreters oder 
des Pflegers zu bewirken ist, ver- 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

dieses Gesetzes ihre Wirksamkeit. 
Der Registerrichter kann aus be- 
sonderen Gründen auf Antrag 
einen bis zu drei Monaten späte- 
ren Zeitpunkt festsetzen. 

Artikel II 

Ergänzungs- und Übergangs- 
vorschriften 

Unverändert. 

Unverändert. 

§ 4 

Zum Recht der Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung 

(1) Die Liste der Gesellschafter 
(§ 40 des Gesetzes betr. die Ge- 
sellschaften mit beschränkter 
Haftung) ist spätestens bis zum 
31. Januar 1951 wieder zum Han- 
delsregister einzureichen. 

(2) Kann ein Gesellschafter, weil 
er sich in Kriegsgefangenschaft 
oder sonstiger Haft außerhalb 
des Bundesgebietes befindet oder 
vermißt wird, zu der Gesellschaf- 
terversammlung einer Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung 
nicht durch eingeschriebenen 
Brief geladen werden und ist 
die Bestellung eines zur Entge- 
gennahme der Ladung berechtig- 
ten Pflegers nach den Vorschrif- 
ten des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
nicht möglich, so kann auf An- 
trag eines Beteiligten das Regi- 
stergericht des Sitzes der Gesell- 
schaft einen Vertreter zur Ent- 
gegennahme der Ladung und zur 
Ausübung der Rechte des Gesell- 
schafters bei der Beschlußfassung 
bestellen. Der Vertreter kann 
auch zur Ausübung sonstiger, 
dem Gesellschafter in bezug auf 
die Führung der Geschäfte zu- 
stehender Rechte ermäditigt wer- 
den. Die Vertretung ist aufzuhe- 
ben, wenn das Bedürfnis wegge- 
fallen ist. Die Wirksamkeit der 
von oder gegenüber dem Vertre- 
ter vorgenommenen Rechtshand- 
lungen kann nicht deshalb in 
Frage gestellt werden, weil die 
Voraussetzungen der Bestellung 
nicht Vorgelegen haben. Ist ein 
Vertreter oder ein Pfleger be- 
stellt, so kann das Registergericht 
die Frist, mit der die Ladung 
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Entwurf 

längern, Gerichtsgebühren wer- 
den nicht erhoben. 


§ 5 

Zum R e i c h s g e s e t z , be- 
treffend die Erwerbs- 
und Wirtschafts- 
genossenschaften 

(1) Die §§ 22, 64 b, 64 c, 82 Ab- 

satz 2, §§ 88 a, 90 Absatz 1. 
§§ 93 a bis 93 r, 108 a, 114, 115, 
115 b, 133, 143, 156 Absatz 1 

Satz 2 des Genossenschaftsge- 
setzes in der Fassung der Ver- 
ordnung über Maßnahmen auf 
dem Gebiet des Genossenschafts- 
rechts vom 7. August 1941 (RGBl. 
I S. 482), der Artikel III und IV 
der Zweiten Verordnung über 
Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Genossenschaftsrechts vom 19. 
Dezember 1942 (RGBl. I S. 729) 
sowie der Dritten Verordnung 
über Maßnahmen auf dem Gebiet 
des Genossenschaftsrechts vom 
13. April 1943 (RGBl. I S. 251) 
bleiben in Kraft. 

(2) Die Vorschriften über die 
Führung einer Liste der Genos- 
sen bei dem Gericht, in dessen 
Register eine Zweigniederlassung 
eingetragen ist (§§ 14, 158 des 
Genossenschaftsgesetzes, § 28 der 
Verordnung über das Genossen- 
schaftsregister), sind wieder an- 
zuwenden. Der Vorstand hat bin- 
nen sechs Monaten nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes eine durch 
das Gericht der Hauptniederlas- 
sung beglaubigte Abschrift der 
Liste der Genossen jedem Ge- 
richt, in dessen Register eine 
Zweigniederlassung eingetragen 
ist, einzureichen; § 160 des Ge- 
nossenschaftsgesetzes über Ord- 
nungsstrafen bei Nichtbefolgung 
gilt sinngemäß. 

(3) Ein Genosse kann sich in der 

Generalversammlung durch einen 
Bevollmächtigten vertreten las- 
sen, wenn er durch Kriegsgefan- 
genschaft verhindert ist, an der 
Generalversammlung teilzuneh- 
men. Für die Vollmacht ist die 
schriftliche Form erforderlich und 
genügend. Die Wirksamkeit der 
von oder gegenüber dem Bevoll- 
mächtigten vorgenommenen 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

des Vertreters oder des Pflegers 
zu bewirken ist, verlängern. Ge- 
richtsgebühren werden nicht er- 
hoben. 

§ 5 

Zum Reichsgesetz, betreffend die 
Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften 


(1) Die §§ 22, 64 b, 64 c, 82 Ab- 
satz 2, §§ 88 a, 90 Absatz 1, §§ 
93 a bis 93 r, 108 a, 114, 115, 115 b, 
133, 143, 156 Absatz 1 Satz 2 des 
Genossenschaftsgesetzes in der 
Fassung der Verordnung über 
Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Genossenschaftsrechts vom 7. Au- 
gust 1941 (RGBL I S. 482), der 
Artikel III und IV der Zweiten 
Verordnung über Maßnahmen 
auf dem Gebiet des Genossen- 
schaftsrechts vom 19. Dezember 

1942 (RGBL I S. 729) sowie der 
Dritten Verordnung über Maß- 
nahmen auf dem Gebiet des Ge- 
nossenschaftsrechts vom 13. April 

1943 (RGBL I S. 251) bleiben in 
Kraft. 

(2) Die Vorschriften über die 
Führung einer Liste der Genos- 
sen bei dem Gericht, in dessen 
Register eine Zweigniederlassung 
eingetragen ist (§§ 14, 158 des 
Genossenschaftsgesetzes, § 28 der 
Verordnung über das Genossen- 
schaftsregister), sind wieder an- 
zuWnden. Der Vorstand hat bin- 
nen sechs Monaten nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes eine durch 
das Gericht der Hauptniederlas- 
sung beglaubigte Abschrift der 
lüste der Genossen jedem Ge- 
richt. in dessen Register eine 
Zweigniederlassung eingetragen 
ist, einzureichen; § 160 des Ge- 
nossenschaftsgesetzes über Ord- 
nungsstrafen bei Nichtbefolgung 
gilt sinngemäß. 

(3) Ein Genosse kann sich in der 
Generalversammlung dut^ch einen 
Bevollmächtigten vertreten las- 
sen, wenn er durch Kriegsgefan- 
genschaft oder sonstige Haft 
außerhalb des Bundesgebietes 
oder durch Vermißtwerden ver- 
hindert ist, an der Generalver- 
sammlung teilzunehmen. Für die 
Vollmacht ist die schriftliche 
Form erforderlich und genügend. 
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Entwurf 

Rechtshandlungen kann nicht 
deshalb in Frage gestellt werden, 
weil die Voraussetzung für die 
Vertretung des Genossen durch 
einen Bevollmächtigten nicht 
Vorgelegen hat. 


(4) Die Vertretungsbefugnis der 
bisherigen Vertreter zu Vertre- 
terversammlungen nach § 43 a 
des Genossenschaftsgesetzes ver- 
längert sich bis zur Vornahme 
einer neuen Wahl. Die neue Wahl 
hat bis spätestens 31. Dezember 
1951 zu erfolgen. Auf Antrag des 
Vorstandes oder des Aufsichts- 
rats der Genossenschaft kann das 
Registergericht jedoch die Vor- 
nahme einer Wahl innerhalb 
einer von ihm zu bestimmenden 
früheren Frist anordnen. 

§ 6 

Artikel III 
Inkrafttreten 

§ 7 

Dieses Gesetz tritt am in 

Kraft. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

Die Wirksamkeit der von oder 
gegenüber dem Bevollmächtigten 
vorgenommenen Rechtshandlun- 
gen kann nicht deshalb in Frage 
gestellt werden, weil die Voraus- 
setzung für die Vertretung des 
Genossen durch einen Bevoll- 
mächtigten nicht Vorgelegen hat. 

(4) Die Vertretungsbefugnis der 
bisherigen Vertreter zu Vertre- 
terversammlungen nach § 43 a 

des Genossenschaftsgesetzes ver- 
längert sich bis zur Vornahme 
einer neuen Wahl. Die neue Wahl 
hat bis spätestens 31. Dezember 
1951 zu erfolgen. Auf Antrag des 
Vorstandes oder des Aufsichts- 
rats der Genossenschaft kann das 
Registergericht jedoch die Vor- 
nahme einer Wahl innerhalb 
einer von ihm zu betimmenden 
früheren Frist anordnen. 

Unverändert. 

Artikel III 
Inkrafttreten 

§ 7 

Dieses Gesetz tritt einen Monat 
nach seiner Verkündung in Kraft. 
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